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finden die §§ 362, 364 Absatz 1 für diese 
Auslagen Anwendung.
(2) Wird über den Schadensersatzanspruch 
im Strafverfahren nur dem Grunde nach 
entschieden oder hat das Gericht Beden­
ken, im Strafbefehl über den Schadens­
ersatzantrag zu entscheiden, und wird die 
Sache aus diesen Gründen zur Entscheidung 
über den Anspruch gemäß §§ 242 Absatz 5, 
271 Absätze 4 und 5 an das zuständige Ge­
richt verwiesen, gelten für das weitere Ver­
fahren die Vorschriften über die Kosten der 
jeweiligen Verfahrensart.

§364
Auslagenpflicht des Verurteilten
(1) Die Auslagen des Verfahrens hat der 
Angeklagte insoweit zu tragen, als das Ver­
fahren zu seiner Verurteilung geführt hat 
oder nach den Bestimmungen des Strafge­
setzbuches von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit abgesehen wurde. 
Das gleiche gilt, soweit gerichtliche Ent­
scheidungen zur Verwirklichung von Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit auf Grund einer mündlichen Ver­
handlung zuungunsten des Verurteilten ge­
troffen wurden.
(2) Im Verfahren gegen Jugendliche kann 
davon abgesehen werden, dem Angeklag­
ten die Auslagen des Staatshaushalts aufzu­
erlegen.
(3) Die Auslagen des Staatshaushalts kön­
nen im Verfahren gegen Jugendliche auch 
den Eltern oder sonstigen Erziehungsbe­
rechtigten auferlegt werden. Gegen diese 
Entscheidung ist die Beschwerde zulässig.
(4) Ist der Verurteilte nicht Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik und 
hat er keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort in der Deutschen Demokra­
tischen Republik, können ihm auch die 
weiteren durch die Strafverfolgung ein­
schließlich des Vollzuges der Untersu­
chungshaft und die Verwirklichung der er­
kannten Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit entstandenen Auslagen 
auferlegt werden.
(5) Stirbt ein Verurteilter vor Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils, haftet sein Nachlaß 
nicht für die Auslagen des Staatshaushalts.

§365
Mitangeklagte
Mitangeklagte, gegen die wegen derselben 
Tat auf Strafe erkannt oder nach den Be­

stimmungen des Strafgesetzbuches von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit abgesehen wird, haften für die 
Auslagen des Staatshaushalts als Gesamt­
schuldner.
§366
Auslagen bei Freispruch und endgültiger 
Einstellung
(1) Einem Freigesprochenen sind nur sol­
che Auslagen des Staatshaushalts aufzuer­
legen, die er durch ein schuldhaftes Ver­
säumnis verursacht hat.
(2) Die dem Freigesprochenen erwachsenen 
notwendigen Auslagen einschließlich der 
Verteidigerkosten sind dem Staatshaushalt 
aufzuerlegen, es sei denn, der Betroffene 
hat durch sein Verhalten vorsätzlich Anlaß 
zur Durchführung des Strafverfahrens ge­
geben.
(3) Wird der Angeklagte teilweise freige­
sprochen oder das Verfahren gemäß § 248 
Absatz 1 endgültig eingestellt, gelten inso­
weit die Absätze 1 und 2 entsprechend. Bei 
einer endgültigen Einstellung des Verfah­
rens gemäß § 248 Absatz 1 Ziffer 1 kann 
unter Berücksichtigung der Einstellungs­
gründe davon abgesehen werden, dem 
Staatshaushalt die notwendigen Auslagen 
des Angeklagten aufzuerlegen.

§367
Auslagen bei Rechtsmitteln
(1) Hat ein Rechtsmittel des Angeklagten 
oder eines anderen Beteiligten Erfolg, sind 
die Auslagen des Rechtsmittelverfahrens 
und des weiteren Verfahrens dem Staats­
haushalt aufzuerlegen. Dasselbe gilt, wenn 
ein zugunsten des Angeklagten eingelegtes 
Rechtsmittel des Staatsanwalts Erfolg hat 
War ein zuungunsten des Angeklagten ein­
gelegtes Rechtsmittel des Staatsanwalts 
erfolgreich, hat die Auslagen des Rechts­
mittelverfahrens und des weiteren Verfah­
rens der Angeklagte zu tragen.
(2) Hat ein Rechtsmittel teilweisen Erfolg, 
sind die Auslagen des Rechtsmittelverfah­
rens und des weiteren Verfahrens ange­
messen zu verteilen.
(3) Bleibt das Rechtsmittel erfolglos oder 
wird es zurückgenommen, hat die Auslagen 
des Rechtsmittel Verfahrens derjenige zu 
tragen, der das Rechtsmittel eingelegt hat. 
Hat dieses Rechtsmittel der Staatsanwalt 
eingelegt, sind die Auslagen des Rechtsmit­
telverfahrens dem Staatshaushalt aufzuer­
legen.
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